
Bundeseozialgericht

- 11 RA 180/74 —

I m N a m e n d e s V o 1 k e 8

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

......CO........0.0.0...O............OOOIOCOODOOOO,

_
Kläger und Revisionskläger,

—PI'OZSBbBVO].1HIäCIIÜ1QÜG:
o.ä....ooooooooooooooooo-o_

g e g e n

O......OOOOOOOOOO..........0.00.00000.000000000001,

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne
mündliche Verhandlung am 25. Oktober 1975 durch den

Vorsitzenden Richter Dr. B u s s , die Richter

Dr. Z i m m e r und G e i g e r - N i e t s c h

und die ehrenamtlichen Richter H e i m a n n und

B e n e d y o z u k für Recht erkannt: '

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 20. September

1974 wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der Kläger hat nach dem in seiner Quittungskarte Nr. 44 "E" ent—

haltenen Einlagebogen in der Zeit vom 29° Juni bis 54. Dezember

4942 einen Arbeitsverdienst von 2,484,— EM und in der Zeit von

Januar bis Dezember 4945 einen solchen von 4,255,44 RM erzielt.

Die Quittungskarte wurde im September 4944 aufgerechnet. Die

Beklagte hat bei der Berechnung der ab Dezember 4972 gewähten

Berufsunfähigkeitsrente und ebenso beim später gewährten Alters—

ruhegeld als Arbeitsentgelt für die Zeit vom 29. Juni bis

Dezember 4942 nur 4.82o,— EM und für die Zeit von Januar bis

Dezember 4945 nur 5.600,— RM berücksichtigt.

Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte verurteilt, die ein—

getragenen Arbeitsentgelte zugrunde zu legen, Die Berufung

der Beklagten führte zur Klagabweisung. Nach der Meinung des

LSG können die Arbeitsentgelte nur bis zur damaligen Beitrags-

bemessungsgrenze berücksichtigt werden. 5 445 Abs. 2 des

Augestelltenversidherungsgesetzes (AVG) stehe dem nicht ent—

gegen, weil die Eintragungen "richtig" gewesen seien; damals
habe das gesamte Entgelt eingetragen werden müssen, auch soweit

Beiträge nicht abzuführen waren" Die Beweiskraft der Quittungs—
karte beziehe sich daher nur auf das Arbeitsentgelt bis zur
Beitragsbemessungsgrenze. Daß in der dem Kläger erteilten Auf—

rechnungsbescheinigung — im Gegensatz zur Quittungskarte -
die Spalte für die Eintragung des Arbeitsverdienstes den Zusatz

enthalte "für den Beiträge abgeführt sind" ändere daran nichts,

da der Inhalt der Quittungskarte, wenn er nicht nachweislich

unrichtig sei, dem der Aufrechnungsbescheinigung vorgehe.

Hit der zugelassenen Revision rügt der Kläger eine Verletzung

materiellen und formellen Rechts. Seien die Beitragsbemessungs-

grenze übersteigende Arbeitsentgelte in die Quittungskarte ein-

getragen und die Zehnjahresfrist für die Anfechtung abgelaufen,

müßten diese Entgelte der Rentenberechnung zugrunde gelegt
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Werden, wenn nachweislich für sie in vollem Umfang Beiträge
entrichtet seien. Dieser Nachweis werde hier durch die Auf;

reehnungsbescheinigung geführt. Das Landessozialgericht (LSG)

habe zu Unrecht die Höhe der tatsächlichen Beitragsentrich—
tung nicht aufgeklärt.

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Berufung
der Beklagten zurückzuweisen.

Die Beklagte beantragt

Zurückweisung der Revision.

Die Beteiligten haben ihr £änverständnis mit einer Ehtscheidung
Ohne mündliche Verhandlung erklärt.

II

Die Revision ist nicht begründet.

Für die rechtliche Beurteilung maßgebend ist zunächst 5 32
Abs. 5 Buchst. b Satz 4 AVG; Ausgangspunkt für das dort vor-
gesohriebene Berechnungsverfahren ist "der in der Versiche—

rungskarte eingetragene Arbeitsentgelt, soweit er der
Beitragsbemessung zugrunde lag"" (vgl. auch 5 1 Abs. 1 Satz 5

der Verordnung über das Verfahren bei Anwendung des 5 4255 der
Reichsversicheruhgsordnung —RVO- und des 5 32 AVG vom 9. Juli
4957: "zugrunde gelesen hat“). Damit ist, wie der erkennende
Senat bereits entschieden hat (SozR 2200 5 1255 Nr. 1), der
Betrag maßgebend, von dem durch Anwendung des Beitragssatzes
tatsächlich Beiträge entrichtet worden sind.
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Demgegenüber hat der 4. Senat des Bundessozialgerichts (BSG)

allerdings für den Fall, daß die tatsächlich entrichteten Bei-

träge des zulässige Beitragshöchstmaß überschritten haben,

5 1255 Abs. 3 Buchst. b Satz 1 EVO einschränkend dahin inter—
pretiert, für die Rentenberechnung könnten nur die Arbeits—

entgelte im Rahmen des zulässigen Höchstmaßes relevant sein

(SozR Nr. 9 zu 5 1255 EVO). Der erkennende Senat hat Bedenken,

dieser Auffassung zu folgen. Nach seiner Meinung ist bei der

Rentenberechnung auf die tatsächliche Beitragsentrichtung

(Beitragsbemessung)abzustellen und eine rechtswidrige Beitrags—

leistung in den eigens dafür vorgesehenen Verfahren zu korri-

gieren (soweit diese Raum lassen). Der Senat braucht wegen dieser

Divergenz jedoch nicht den Großen Senat des BSG anzurufen, weil

er aus anderen Gründen hier ebenfalls zur Nichtanrechnung von

Arbeitsentgelten über der Beitragsbemessungsgrenze kommt.

Nach den Ausführungen des LSG ist nämlich von dem LSG als
festgestellt zu betrachten, daß für den Kläger Beiträge nur

bis zur Höhe der seinerzeitigen Beitragsbemessungsgrenze ent-

richtet worden sind. Das LSG hat erklärt, die vom Kläger vor-
gelegte Aufreahnungsbescheinigung könne zu keiner anderen Be—

urteilung führen; sie enthalte nur eine Beweisvermutung; bei

Unstimmigkeiten sei der Inhalt der Quittungskarte maßgebend,

solange er nicht nachweislich unrichtig sei. Damit hat es
mittelbar auch zum Ausdruck gebracht,da■ es eine Beitragsleistung

nur bis zur Höhe der seinerzeitigen Beitragsbemessungsgrenze

für nachgewiesen hält.

Gegen diese Feststellung hat der Kläger zwar Verfahrensrügen

erhoben, er hält die 55 405, 428 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

für verletzt. Diese Rügen greifen jedoch nicht durch. Das LSG hat

die vorgelegte Aufrechnungsbescheinigung nicht als Beweismittel

übergangen; es hat sie im Rahmen der ihm zustehenden freien

Beweiswürdigung berücksichtigt, ohne die Grenzen dieses Rechts

zu überschreiten. Ebensowenig ist eine Verletzung der Auf-

klärungspflicht dargetan, weil weiter in Frage kommende, noch
,
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zu benutzende Beweismittel nicht bezeichnet werden.

Die Berücksichtigung des gesamten Arbeitsentgelts ist schließlich

nicht aufgrund des $ 1423 EVO (= 5 445 AVG) geboten. Nach dessen

Absatz 2 Nr. 4 kann zwar "die Richtigkeit der Eintragung der

Beschäftigungszeiten, der Arbeitsentgelte und der Beiträge" in

der Quittungskarte Nr. 44 "E“ seit langem nicht mehr "angefochten"

werden. Die dortigen Eintragungen belegen jedoch keine Beitrags-

leistungen über die Bemessungsgrenzen hinaus. Nach $ 7 Nr. 1 der

Zweiten Lohnabzugs—Verordnung (2. DAV) vom 24. April 1942 (BGBl I
252) war während der streitigen Zeit der Beitragsleistung ein

Entgeltbetrag von jährlich höchstens 5.600‚— RM zugrunde zu legen,

gleichwohl aber'nach 5 40 Abs. 1 Nr. 2 der 2. DAV das "gesamte

Entgelt" in die Quittungskarte einzutragen. Ein solcher Eintrag

ist daher kein Anhalt für eine gesetzlich unzulässige höhere

Beitragsleistung. Das wird auch durch 5 4425 Abs. 4 RVG bestätigt;

denn dort wird gleichfalls
nur vermutet, daß die für das ange—

gebene Entgelt "zu entrichtenden“ Beiträge geleistet worden sind.

Für ein die Bemessungsgrenze überschreitendes Arbeitsentgelt waren
aber keine Beiträge "zu entrichten“.

Die Revision ist hiernach zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus 5 195 SGG.
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